
Befragung eines DKP-Mitglieds 

Antwort: Mich intere~sieren in e:!'"st<~r Linie ,U~ k:;y,;:reten Forderungen 

el~ar ~artei; d.h., it~ plafe und untersBütze eine Partei je ~ach 

ihrem konkreten Progranun. Grundsatzphilcsophif'n ""tehen be'. "':..r 

keinesfalls im Vord.;rc;ru ..d und ~ar':eien huben für. ::-ich keine 

Ewigkel tswer t.~ I 

In der DKP fand ich die ei.lzige Partei, di~ isbh t2tsächlir.n e~~­

setzt für Mitbe~ti"lm\.Önq, J>.bbau der Bi:'...lunC;'öprivilegie.; und LJer:lQ­

krat!~ieYiln1 d~r Bildungsinhalte, Mitestop, ~umane Stadtsanierung 

Abschdffuny der Klassen im Krankenhaus, Glr.~~htErecJltl~~~g e~r 

Frau, Abrüstung und der StJcr tier 1:1terventior.. 1n ·li~t.,am, für 

Forderung~~ ?lso, di~ unserer Verfassung voll entsprechen! 

Außerdem machte ich die FEststellung, dar. gerade die DKP in n~r 

Tradition der deutschen Df';nokrati-::;esc!licht~ steht. Hier denke 

tch ~n das, w~~ AuguSt Bebel, der Degründer der detschen Soz1dl­

demokratie, der sicher kein Verfa~c;uTl<Jsfe'nd, aDer M:.!"x1s~ ~Iar, 

vertrat, an d2'l, wofür ::<1cll die Opfer '~cs l:.:.t:lerfaschi!'mus ein­

se~3~~·I., Angehörige der marxis tischen l\rbe i terbewec:;:mg, .He durr-1:l 

ihrer. Anti-Bitler-Widerstand zu Hauptträ"Han die~,,~r De;..vkrat'.e­

gesenich'::e wurder., Aer auch an <ich,; wa':'" !-Jans Böckl~~' i949 i" 

Grund"atz{Jr~gramm d8<> DGB fe~tstellte, nfrr.lich daß durch 5.en2 

Sozialisierung der Grundstoffindustrien und der ntrJkt~cbesti~­

mende" Produktionsmitte.l dip. "Jiea :rker..i. des Fas('hi.smus und eine 

'N'.:::t,;c'.ftliche und damit auch politische - demokra~isch nicht 

lC,jitimierte - Machtzusanunenballung verhindert .ILrc1~.~ k;\pnte. 

Das P.auptelemenL der b0~ialjstischen Arbeiterbewegung, das Be­

kenntnis zur Sozialisierung, findet sich ja ~chon he~ Albert 

~in~tcin, Thomas ::anl}_und allem, ,:"as Rang und Nan.~•• hat in der 

deutschen Literatur, bei Fruu Indira Gandi, wenn sie für die 

NationalisJerung der Grundstoffindustrien ist und sO<j.lr im Ahl.::,C': 

Programm der CDU. SC'lbst in (ler Abschlt·'}e:~!.I;i.!:.l::!'.3~cr T.29.u~~~· 

~lprc':'sträg~_r - Bö.1.1 alti einer ihrer Ur.terzeichncr I - in 

N~\ :lok:k .::m 1. März d. J. 'Nar ma n einig darüber: "... .sinige sin': 

Sozialisten, andere nicht. •• Jedenfalls -:;l:,uben \.'1r ,I.le, da':: 

die AusarLeitung von Alternativen zum he~rschendcn westlichen 

lVirt:.;cllilf\;ssystem SOfOl·t öffentlich auf die Taqesordnung gesetzt 

werden muO und daß der Prozess der Diskussion und der politischen 

Mobilisierung hier[~r jetzt beginnen muO." 

Bei uns und heute finde ich den Grundgedanken der traditionellen 

Sozialdemokratie und deutKschcn Arbeiter~cwegung. eben die 
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SozialIsierung oder zumir.dest die Feststellung, daß sicn Demo­

kratie auch auf den Bereich der Wirtschaft und der r.e~~ll-

schaft erstrecken muß, um UDerleben zu können, nur noch konsequent 

bel der DK~. ware dem nicht so, d.h., könnten Sie mir nachweisen, 

daß beides, die oben genannten konkreten Fo~nerungen, sowi~ 

dieser Gr~~dgpdan~e ~uch bei al~eren Parteien - z.O. der SPD - zu 

fin~en sind, wäre ich jederzeit bereit, die~e zu wählen bzw. zu 

unterstützen. 

~enp viele SPD-~o~itikcr beh~upten. eine Sozialisierung habe 

k,~i.l~t.!n Platz bei Ul.S, su gebe ich dann Schmt1t recht, der meint, 

daß alle, die anderer Meinung sind, 7.. B. ein i ';;i!' J"ngsr· ... ialisten, 

eigentlich ~n die DKP gehören. Jeder echte Reformist gehört 

meiner Mei~ung nach dorthin. 

Einletzter ~aktor, ~er ebenf~lls Anla~ für mp.inen Eintritt in 

d' , DK~ war, 1~t die Tatsache, daß demokratische F~rderungen 

der sozialistischen Arbeiterbewegung und der DKP, die früher 

GIs verfassun~s~el~d)i.ch u~d 'Yryptoku.nmunistisch' verketzert 

wl1rden, wje die Anerken:-.ung eIer DDR, die Ratifizierung der Ost­

verträge und des Atomwaffen5~errvertragesund di~ Teilnahme am 

~ollp.kljvcn, eur0~?i~~h~n Si~~erh,itssyst~m. KSZE genannt, sich 

h<::ule durc!:ges~i;zt und :;;ich als wichtige unO legitime Faktoren 

unseres Verfas~ungsl~be~s herausgestellt haben. Eb<::~ 1ie, hat 

mit bewltesen, dal\ ':'letne Part~i eine der Hauptströmungen und 

ei~ rtar~cr Faktor der Demokratie istl 

Abschließend ~öchte ich darauf verweisen, daß im Fo~itischen 

Bereich wicht1gst~, g~sellschaftspolitischePosit1cnen der 

ucwerkschaft nur von der DKP vertreten wecden. Ich zitiere 

dazu folgenden Ausspruch des DGB-Bundesvorsitzende~ Heinz O. Vetter, 

de~, er im Ral ..n(!/l seil:~s Hauptreferats auf Jem a.o. Sundeskon­

greß des DbB VC:'1 14/15. Mai 1971 in Düsseldorf machte: 

"Nach wie vor wird unsere Gesellschaft von dem Grpnd~cnflikt 

aJ.1er privatl'.apit.:.listisc::':!r OrdnLlngen beherrscht, dem Wider­

3~ ru cl. zwischen gesellschaftlicher Produktion und privater Ver­

fügungsmacht un~ Aneignung: 

Außerdem mache ich aufmerksam auf das Verwirklichungsgebot uncr­

fülltcr Verfa~sungsprinzipien in folgenden ArtJkeln underer 

Dayerischen Verfassung: 

Art. 153: Antimonopolistische Schutzvorschrift fUr den werk" 
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tatjgen Mittel~t~nd gegen monopolistische Aufsaugung und für 

txWeitercntwicklung durch genossenschaftlichen zusar..I:1ens:::hluß. 

Art. 156: Verbot privatwirtschaftlü:hzr Machzusammenballungen 

und Monopolbildung, Verbot von Kcnzernen und Preis­

abreden zur Ausbeutung der breiten ~assen ~nd der Ver­

ni,.ht\l::g mittalständistJC'her Existeneen • 

.Art. 157:	 K~pital~ildung ni~hl selbstzweck, &ondern zu Zwecken 

des Gcm~inwohls. 

Art. 160: Sozialisier~ng un~ Ge~~jneigen~~ 

h~t. 15!;: Enteigm.l!1J auf'J ~unJ eines Gesetz",s 

Aat. 161: Staatlich Uberwachte Bodenverteilungund Abschöpf~ng 

des Rodenwertzuwachses [Ur die Allgemeinheit 

Art •. 16(,: allg",meines Hecht auf Arbeit 

Art. 175: unmittelbarer Einfluß der Arbeitnehmer auf Leitung und 

Verwaltung	 de= Betriebe. 
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[.ge: Gibt?$ Ihre! ~einung nach etwas in der ?E~: daS nicht mlt der 

IdGO übereinsti~nt? 
-_:---:--­

ntwort:	 iet bin nicht gekommen, um die DDR oder deren Verfassun1 zu reden, 

sondern um mein Verhältnis zu unserer Verfassung klarzustellenl 

Die Diskussion von V~r!assungssystpw~n andeLen Länder, die ich 

genausowenig überblicke wie Sie, lehne ich ab, weil es ~ier um 

nichts anderes als 'msere fdGO geht;.. G~navsc wUrde ich el:; ab­

lehWlen, mei ne dclT'r:>krati :.chp UiJerzel.lgung anha lId der amerikan:;(ichen 

Süd2taaten Gde~ des französischen Präsidialreqimes zu erörtern. 

Außerdem bin ich der Meinung, daß ieder StaatsbUrger Stellu~g 

nehmen ka;-m und lQß zn den strl:!i tellden Parti':lien oLn Vietnam,. ohne 

daß Sich der eine unmittelbar mit dem Verfassungssystem Ho ~hi 

Minhs und der andereR mit dem Verbr~chersystem Saigons id~ati­

fizierer: muß. Welln z.B. bei uns jel~J.nd der Mehrheit des vietna­

mesichen Volkes den Vorzug gibt vor dem abgewirtschafLeten Re­

gime, wozu jeder anständige Mensch ~erpflic~tet i~t, dann will 

er doch de~halb ~j~ht das Verfa~sungssystem Ho chi Minhs in 

Bayern einführenl 

Im übrigen findQ ich das, worauf Ihre Fragestellung hlausläuft, 

unzuläEsig, n~mlich zu sag~n, daß jede sozialistische Beweg~ns 

und Partei, die es in allen Ländern gibt, ~olü~qe ille;iti~ sind, 

wie es eine UaSSR und ~io~ DDR ~ibtr 

In Pezug auf un~ere Verfassung bin ich allerdlngR der Ubere~ugung,
 

daß der große Einfluß der von der ExistcnL ue~ UdSSr. und der DDR
 

ausgeht, kein schlechter war [Ur diese Verfassung: von der
 

0d~SR, weil sie den Faschismus besiegt hat und auch heute faschis­


tische und kolonialistische Kräfte im 6num hälL, von der DDR,
 

weil sich bei uns bei j~d0r TArifverhandlung herausstellt, daß
 

Gas in der DDR erreichte fUr unsere Arbeitgeber die unterste
 

Gr~nze ist.
 

Um nochmal au: Ihr<? frage zur'':ckzukornmen: Sie kennen meine Stel­

l~ng zum Soziali~mus! Daa Verfassungs system der DDR ergibt sich 

jedoch nicht aus diesem Begriff. sondern ~v~ eir.~r ~istorisch 

eJ1ffialigen Ents"ehllngssit:uatlon: so wie die UdSSR aus dem zaris­

tishen Rußland und die mongolische Volksrepublik aus einer feu­

dalen Selbstherrschaft ohne bürgerlich-parlamentarische Tradi­

tion hervorgingen, entstelnd die DDR aus dcm sowietischen Ue­

satzungsregiKme nach dem barbarischen deutsch~en Uberfall. 

Abschließend erlaube ichmir eine Bemerkung: ich finde Ihre. ilei Jung I 

meine Verfassungstreue in Bezug auf meine Meinung zur Verfassung 
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der DDR zu prUfen, ähnelt der Freiheitsdefinition, die 

der Präsident der. Akademie für poli t.lsche Bildung, Mcsser­

schmidt, 1962 auf dem Kongreß der Evangelischen Akademie in 

Tutzing gab: "Freiheit ist, was sie drliben !licht haben". 
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ia~e: Wie ~tehen Sie zur DD~ 

Antwort:	 Ihre Frage verblüfft mich, 0i~ DDR ist ein histori~~hes Faktum. 

das ma~ w.1e jedes andere Paxtum zur Kenntnis nehmen muß, ohne 

in gewagte S?ekulationen zu verfallen oder eine Wertung vor­

zunehmen. Ich bin für gu~noc~barliche ßeziehungcn zur DDR 

wie zU aLlen Länjer~ und für eine Verbesserung dieser ßeziehun­

gell <l'.lf vblkerrecht~icher ßasis - für kein::sfalls mehr! 

Oie DDR und die Bur.jesrepublik Deut~ch~3nd ~1~d =wej verschieden~ 

Staatswesen; e;'n", gegenseiti'Je Bin.mischung in unsere inneren 

AnJ~~egenheiten steht weder uns noch ander~n zu - deshalb bin 

ich (in Ubereinstillllnung mit der DDR) für vollste gegp.f\seH:ige 
Abgrenzur.g. 
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--t,~ge: Sind Sie für ai~ Chancengleichheit der Patteien?---- '-'-' ._~--.

Antwort: Ja, ich bin (ür die Chanc~~gleichheit aller nic~t-faschlstisc~~~ 
~",,-\ 

PcJ.rtcien. illsodiler Parte';'en. die auf dem Boden·,GG stehen und 

tch bin für das P~cht auf Ausübung einer Opposition. 

Für die politisch-s~aatsrerhLlicheChance~glt!ichheit heitß-­

das: ich bir. ni~ht aa(ür, äaß, wenn die DKP Regierungpartei 

""~rc _ CSU.-Hitglieder Berufsverbot bekämen und ich bin dafür, 

daß die CSU 1m Sozialismus die selb~p Chancllf' hat wie dieDKP 

jetzt! 
I;i:.c ancl:.:re Sache muh jp.doch unter dem negriff Chancengleichheit 
mit erörtert werden: die Frage naci. der ge!".::i. '.s,:,haf':iich-poli­

tishen pp.rspektive einer Palt.e1. Angenommen. es werden durch 

BeschlUsse auf parlamentarischem Wege die priva~en Monor?le so­

zialisiert, so verschlechte=t sich notwendig die gesells~nafts­

pol~tische l'ersepktive dieser privat.::n Monopole sowie die der 

von i~nen abhängigen und geförderten Parteien. ~ine Part~i ~lc 

dem Vorzeichen 'c' hat jetzt die Wahl, chri~tliche P~rtei für den 

Mittr<!.st:md. ale Kleir."'au-:r;-. lJ.nd die konfessionell gebundene Ar.­

~'eiters\';;laft zu werden, also sich neu zu artik... lieren, und ih':"e 

politische Richutng zu ändcr.n. oder ZUSC!llllhen mit ihren uisherig"n 

lIaut-'ti5rdere}·n 1:1 den ~l1ntEo.cgrun':: zu trf'te~,. 

Lnli;-.i t will ich ",agen: Chancengleichheit der Partei-'!r. da.·f nicht 

als Garantie dafür ~alten, daß die privaten Monopole als Haup~­

garanten der Parteien des Großkapitals in ihrer bisherigen Bedeu­

tun~ erhalten bleiben! 
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frage:	 Sind Sie fUr die Gewalt~nt~ilung; 
a ~ I _ _. ..,_~ 

Ant·...':lrt:.	 Ja, ich bin für die GewaJt:enteilung in Legislat.ive, Exekutive 

und Judikative, wie sie erstmals von HC:1tc<;<]u ieu konz t~)i ~l·t wur 

deo Wesentlich ersrheint ~ir ds~el, da~ die Gpwaltenteilung 

t.:lt~'ichlich i.~ Sinne des GG, Art. 2o("1\lle Staatsgewalt geht vOlll 

volke aus")verstanaen werden muß, also die Le7islative, als 

Volksvertretung durch 1as Pari~~ent repr~s~ntiert, den anderen 

Olgd~en übergeordnet sein m~a. 

Der Tendenz heute, dem Parlament immer mehr Rechte zug"nst~n der 

Exckuti~~ und J~j1kativ~ zu entzie~Enlvom Gesetzesstaah zum 

Richterstaatl)stehe ich kritisch gegenüber, da dies unserer 

Verfassung widerspricnt und dE~ D~m~krati~ schadetl 

I:1sofern er~t~unt ~ich Ihr~ Frage: Gewaltenteilung wird bei uns 

doch Ivohl nicht von Marxisten 'Ind Sozial tst-.en 5..mr.ler reehr in 

Fliage gestellt, !'onaern v,m Clen der CDU/CSU naheste;.endcn Staats 

rech tlE:.~-n. 
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;C~9C: Was verstehen Sie unter ~evo~uci~n? 

Antowrt: JI.U.q=mein verstehe ich llnl:Cr Revolutiv:' d<~n Prozeß der Umgestal­

tung und Veränderung einer Gesellschaft im Sinne ihrer Weet€~ 

entwikcklung. Will ichden Eegriff 'Revolution' ~uf die hCJci.ge 

Sit~BLion bezaiehe~, so gehe ich tiavon aus, daß: - ein gesetz­

mäßig verlaufender, sozialökonomisch bedinge~r und alle Leb~ns­

bereiche durchdrin~ender Vergesellsch3ttun~s- un~ Konze'l~cottcns­

prozess stattfindet, ~aC auf ~er G~u~Jlage dieses obJektiven Pro­

~e~5"S u~c. uneingeschränkte Anwendung der Klassischen Met~oden 

der Demokratie zum Sozialismus führen muß llrd ~,ez('!ichl'e darm 

die Gesamtheit jener <-rCr;.:ed&t~, dl.e zum Sozai:ismus, Insbesondere 

zur ~erg~seilschaftung des Eigentums an den strukurbestimmenden 

Produnktmion~mitteln(imSinne des GG, Art. 15) ZDhren, als 

Rev01xution. Diese 2ozi~listis~he Revolution entspricht damit 

einer Dem~krDtisierung der Eigentumsverhältnisce. 
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a~CI Sind Sie für di€ DiktJtnr des Prvletariats? 

.•nIWOl:t:	 Ihre Terminologie verwundert mich: Der Begriff 'Dik';atur des 

Proletariats' war ?ls wiss~~~c~aftlciehr Termj~us i~ 19. Jahr­

hundert zu. Klärung, wer die gesellschaftliche Vormachtsstel ­

ung im Staat B hat, Ublich. Er stand fUr die Vorherrschaft der 

Mehrhei t, drückte al!:"" die u::ut:!llokratischc ~or,~erullg aus, 

daß die Stac.tsgcwall in den Händen der Lohnabhängigen als der 

Mehrheit des Volkes liegen soll. 

Heute ljegt beim Begriff 'Djk~at~r' fer Gedanke an di~ Vor­

herrschaft der wenigen nahe, ~lie e= sich in den rechten Diktaturen 

bewahrheiten. Die DKP kunnt keine 'Diktatur d~s PrcletariQts'. 

MBBXSXRXMGX Was sie will, ist der b·~.timmend~ Linfluu Jer Mehr­. 
h(qt der	 Luh~abhängigen; denn daß private wirtschaftliche Macht­

zusammenballungen eine Gefahr für die Demokratie Jarstel~~ 

und daß es nj-:ht <1;::111 t aeban is t, wen ':!in HE'': r F liek auch nur 

eine Stimme h?t wie sein letzter Arbeiter, ist ja allgemein he­

'annt und anerkannt. 

hn d~~3er	 Foru~rvn0 nac~ opr iurherrschaft der Mehrheit der 

L0hrabh~g1gen finde ich nichts zu beansta~den oder gar Ver­

fass~ngswldriges, sondern ich ~eine, daß dip'Herrschaft de~ 

~olkes I I:lrgeb'li:; jeder konsequenlem Demokratie sien muß 1 
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Fr:"ge: Rechtfertigen Sie die Intervention in die CSSR? 

Antwort.: IHr '.,')llen uns hipT Keine Dildzeitungsargumente t:.in die Ohren 

schlagen - darum bin ich dafür, daß wir in diese~ Punkt zu~r~t 

eiRnen gemeinsll1amen Degriffsrahmen fin(}en lr.Ussen, d.h., w".s 

ver~tehen wir untcr 'I~Lerv~ntion'? 

WU~d~n Sif) es z.B. als Intervention bezeichner., w~nn. wi~ ~q 1m 

~eutschlandvertrag Prt.S, Abe.2 festgelegt i~~, di~ Uestmächte 

berp~htigL sind einzu~r~ifell, falls die innenpolitischp Situation 

bei uns sich so entwickelt, daß sie ihr~ militärischen Inter­

essen bedr~oht sehen? u •. j wenn )u, wäre dles eine rechtmäßi~e 

oder rechtsw~drige intervention? Erst wenn wir das geklärt 

haben, und gemeinsame Begriffe gefunden haben, ~= bin irn be­

reit, Uber die Erel~ni&be im August 6~ ~u diskutier~n und auch 

dan~ nur, wenn Sie gletchzietig bereit sind, über die ~reignisse 

in Vi~tnam und Chile zu disk&ieren. 
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